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Beratende Versammlung des Europarates 
Deutsche Delegation 


Bericht 

über die Gemeinsame Tagung der Beratenden Versammlung 
und des Europäischen Parlaments am 17. September 1970 und 
die Herbsttagung der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates vom 18. bis 25. September 1970 in Straßburg 


Der Herbsttagung der Beratenden Versammlung 
des Europarates ging die jährliche gemeinsame 
Sitzung mit dem Europäischen Parlament am 17. Sep- 
tember 1970 voraus; sie hatte zum Thema „Die Zu- 
kunft der europäischen Einigung und die euro- 
päische Aktion für eine Politik der Entwicklungs- 
länder"; hierzu legte im Namen des Europäischen 
Parlaments der französische gaullistische Abgeord- 
nete Triboulet und im Namen der Beratenden Ver- 
sammlung der deutsche christdemokratische Abge- 
ordnete Amrehn einen Bericht vor; in seinen münd- 
lichen Erläuterungen führte Abg. Amrehn aus, daß 
Entwicklungshilfe nicht nur eine technische und 
wirtschaftliche, sondern eine eminent politische 
Aufgabe sei und daß nach der Erweiterung der Ge- 
meinschaft mit dem zunehmenden europäischen 
Anteil am Welthandel die Verantwortung für die 
Dritte Welt wesentlich größer und in erster Linie 
politisch sein werde; das führe zu einer Stärkung 
der Gemeinschaft und der erhöhten Verantwortung 
ihrer Spitze, was den Anfang einer gemeinsamen 
Außenpolitik Europas bedeuten könne. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) stimmte diesen Ge- 
danken zu, um so mehr als die Entwicklung nach der 
Haager Konferenz zu neuen europäischen Hoffnun- 
gen berechtige, und die geplante gesamteuropäische 
Sicherheitskonferenz eine praktische gemein- 
same Politik geradezu herausfordere. Die Politisie- 
rung der Gemeinschaften, wenn sie auch von man- 
chen mit Vorbehalten betrachtet werde, sei um so 
unumänglicher, je gewaltiger die Wirtschaftsmacht 
der erweiterten Gemeinschaft und ihre Verantwor- 
tung gegenüber der Dritten Welt anwachse; unter 
Politisierung verstehe er gleichzeitig ihre Demokra- 
tisierung und ihre Parlamentarisierung; der Redner 
appellierte an die Beitrittskandidaten, die politischen 
Konsequenzen der Römischen Verträge zu akzep- 
tieren, an den Ministerrat, die Forderung nach direk- 


ten Wahlen ernst zu nehmen und an seine euro- 
päischen Kollegen, die europäischen Ideen nicht nur 
in Straßburg, sondern auch in den nationalen Par- 
lamenten mit Entschiedenheit zu vertreten. 

Abg. Lücker (München) (CDU/CSU) erklärte sich 
auch im Namen der christlich-demokratischen Frak- 
tion des Europäischen Parlaments mit dem Bericht 
Triboulet im wesentlichen einverstanden; die Er- 
weiterung der Gemeinschaft und die politische Union 
als Endziel würden vom Europäischen Parlament 
durchaus gebilligt, und er habe mit Freude fest- 
gestellt, daß auch die britischen Redner sich dazu 
bekannt hätten; hierzu sei die Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion die Voraussetzung, 
und dabei sollten die Beitrittskandidaten jetzt schon 
mitberaten. Der Bericht der Außenminister über die 
politische Union erscheine ihm zu unverbindlich, er 
sei von Regierungsvertretern ohne Hinzuziehung 
unabhängiger europäischer Persönlichkeiten ausge- 
arbeitet worden. Der Entwurf einer europäischen 
Politik mit einer globalen politischen Strategie sei 
dringend erforderlich. Das Europa der Sechs und 
noch mehr das der Zehn stelle eine wirtschaftliche 
und finanzielle Macht dar, die Einfluß auf die Ent- 
scheidungen der Supermächte ausüben könne und 
müsse; deshalb sei es erforderlich, die Verfassung 
und die institutioneile Ordnung der Gemeinschaft 
zu verbessern. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) setzte sich entschieden 
dafür ein, daß die Handelsbeziehungen zwischen der 
EWG und Lateinamerika verstärkt und erweitert 
würden. Lateinamerika habe sich von der Einigung 
Europas zunächst viel versprochen, habe aber nun 
mit Sorge eine erhebliche Abnahme seines Handels 
feststellen müssen. In der Deklaration von Buenos 
Aires vom 29. Juli dieses Jahres seien Vorschläge 
gemacht worden, wie neue Wege gegangen werden 
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könnten; sie forderte die Parlamentarier und die 
Kommission auf, so bald wie möglich auf diese An- 
regungen einzugehen. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) forderte ein ständiges 
unabhängiges politisches Organ als Verkörperung 
des Gemeinschaftsinteresses, das in die obligatori- 
schen Konsultationen der Regierungen eingeschaltet 
werde und eine Beteiligung der EWG-Kommission 
und des Europäischen Parlaments an der Erarbeitung 
der gemeinsamen europäischen Politik vorsehe. Eine 
gemeinsame Außenhandels-, Investitions- und Kredit- 
politik nicht nur gegenüber den Drittländern, son- 
dern auch gegenüber den Ländern des COMECON, 
müsse endlich durchgesetzt werden. Auf das Ver- 
hältnis Europa - USA seien gewisse Schatten gefal- 
len, weil die europäische Einigung seit Jahren nicht 
vorwärts komme, und es sei zu befürchten, daß 
Amerika nicht länger handelspolitische und mili- 
tärische Lasten auf sich nehme, wenn es hier zu kei- 
nen Erfolgen käme. Neben der Entwicklungshilfe 
für Afrika und Südamerika sei ein großzügiger Plan 
für die Entwicklung der Länder im Mittelmeerraum 
von vordringlicher Bedeutung, wenn es in diesem 
Krisengebiet nicht zur totalen Katastrophe kommen 
solle. 

Als letzter deutscher Redner in der gemeinsamen 
Versammlung erinnerte Abg. Roser (CDU/CSU) dar- 
an, daß die europäische Jugend den jahrelangen 
ziemlich unfruchtbaren Bemühungen um eine ge- 
meinsame europäische Politik mit zunehmender 
Skepsis gegenüberstehe; eine großzügige konzi- 
pierte und nicht nur wirtschaftlich orientierte Ent- 
wicklungspolitik gebe der jungen Generation viel- 
leicht wieder Vertrauen in die europäische Zukunft. 

Zu Beginn des zweiten Teils der 22. Sitzung der 
Beratenden Versammlung legte Abg. Dr. Schulz 
(Berlin) (SPD) in seiner Eigenschaft als Vizepräsident 
der Versammlung den Tätigkeitsbericht des Büros 
vor, in dem eine Reihe von Vorschlägen für die 
Verbesserung ihrer Arbeitsweise und für die Inten- 
sivierung der Beziehungen zu den nationalen Parla- 
menten gemacht werden. 

In einer Debatte über europäische Wirtschafts- 
probleme wies Abg. Dr. Rutschke (FDP) darauf hin, 
daß die Sonderstellung der Bundesrepublik im Han- 
del mit der DDR das Ziel habe, eine weitere Aus- 
einandersetzung im innerdeutschen Bereich zu ver- 
hindern und daß davon der Handel innerhalb der 
EWG in keiner Weise geschädigt werde. 

Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) legte einen Bericht 
des Wirtschaftsausschusses über die Abschaffung 
der grünen Versicherungskarte für Kraftfahrzeuge 
vor; die Vereinfachung der Kontrollformalitäten an 
den Grenzen sei ein fühlbarer Beweis für das Zu- 
sammenwachsen Europas, aber ein Verzicht auf die 
Kontrollen sei nicht möglich, solange die Zulassungs- 
bestimmungen für Autos in den einzelnen Ländern 
nicht einheitlich seien. Das deutsche System der 
obligatorischen Haftpflichtversicherung empfehle sich 
als Muster für diese Vereinheitlichung. Ein gemein- 
samer Garantiefonds könne einen Ausgleich zwi- 
schen den Ländern herbeiführen, und der Geschä- 
digte wäre ausreichend gesichert. Die Kontrollen 


zwischen Ländern mit entsprechenden bilateralen 
Verträgen sollten aber jetzt schon wegfallen. 

Zu Verkehrsfragen nahm auch Abg. Lemmrich 
(CDU/CSU) Stellung und forderte, daß eine gemein- 
same europäische Verkehrspolitik mit größerer 
Energie vonangetrieben werde als bisher; das gelte 
sowohl für die Angleichung der Wettbewerbsbedin- 
gungen wie für die Einführung einheitlicher Stra- 
ßenverkehrsregeln, z. B. des einheitlichen Rechts- 
verkehrs, und natürlich auch für gleiche Sicherheits- 
maßnahmen auf den Flughäfen. 

In der Sozialdebatte wurde von Abg. Frau Her- 
klotz (SPD) ein Bericht über vorbeugende Medizin 
vorgelegt, die zwar in manchen Ländern schon er- 
folgreich praktiziert werde, aber allgemein noch 
lange nicht den Rang besitze, der ihr im sozialen 
und volkswirtschaftlichen Bereich zukomme. Vor 
allem wären natürlich die finanziellen Fragen zu klä- 
ren, aber auch Forschung und Lehre an den Univer- 
sitäten müßten sich heute schon darauf einstellen, 
daß man bis zum Ende unseres Jahrhunderts mit 
einem etwa 75Voigen Anteil der vorbeugenden 
Medizin an allen ärztlichen Behandlungen rechnen 
könne. Ein europäischer Gesundheitspaß solle bal- 
digst geschaffen werden, damit im Zeitalter des Tou- 
rismus und der Wanderarbeiter jederzeit schnelle 
und richtige Hilfe gewährleistet werde. 

Zum Problem der Rauschgiftsucht führte Abg. Sieg- 
lerschmidt (SPD) aus, daß ihre Bekämpfung mit einer 
wirksameren Kontrolle bei der Ausfuhr aus den 
Erzeugerländern beginnen und dabei vor allem auf 
die internationalen Händlerbanden ein strenges 
Augenmerk gerichtet werden müsse. Mit den Einzel- 
tätern könne man strafrechtlich großzügiger ver- 
fahren; aber für schwere Fälle und vor allem den 
gewerbsmäßigen Bandenhandel sollten scharfe Stra- 
fen angewandt werden. Was die Legalisierung des 
Gebrauchs von Cannabisprodukten, die vielfach als 
weniger schädlich betrachtet würden, betreffe, so 
müsse der Umsteigeeffekt in Betracht gezogen wer- 
den; es könne als erwiesen gelten, daß die Süchtigen 
nach immer stärkeren Drogen verlangten, die dann 
zu ernsten gesundheitlichen Schädigungen und kri- 
minellen Handlungen führen könnten. 

Abg. Pöhler (SPD) berichtete in diesem Zusammen- 
hang über das Gesamtprogramm, das von der Bun- 
desregierung gegen den Drogenmißbrauch vorbe- 
reitet wird und das sowohl Forschungsaufträge und 
Aufklärungsaktionen wie polizeiliche Maßnahmen 
und medizinische Hilfe vorsieht. Internationale Zu- 
sammenarbeit und Erfahrungsaustausch seien auf 
diesem Gebiet von ganz besonderer Bedeutung; die 
Bundesregierung habe hier entsprechende Verhand- 
lungen eingeleitet und die Parlamentarier sollten 
ihre Regierungen zur Mitwirkung auffordern. 

Zu einem Bericht über die Ergebnisse der vierten 
europäischen Weltraumkonferenz sprach Abg. Rich- 
ter (SPD) und hob die Schwierigkeiten hervor, die 
für die europäische Forschung und Entwicklung zu 
erwarten seien, wenn die Regierungen nicht sehr 
bald zu gemeinsamen Entscheidungen kämen; es sei 
zwar zu begrüßen, daß die Konferenz eine Art euro- 
päische NASA in Aussicht genommen habe, aber 
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möglicherweise sei es schon für eine europäische 
Beteiligung am amerikanischen post-Apollo-Pro- 
gramm zu spät; diese sei aber nur zu erreichen und 
nützlich, wenn eine gesamteuropäische Antwort auf 
das amerikanische Angebot gegeben werden könne; 
auch die dringende Revision des Intelsat-Abkom- 
mens lasse sich nur durch gemeinsame europäische 
Schritte erreichen. 

Als Berichterstatter des Ausschusses für Bevölke- 
rungs- und Flüchtlingsfragen nahm Abg. Pöhler 
(SPD) Stellung zum 17. Arbeitsbericht des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge; 
nahezu 2 V 2 Millionen Flüchtlinge in allen Erdteilen 
in 50 Ländern seien noch zu betreuen, für die fast 
600 Millionen Dollar im vergangenen Jahr aus- 
gegeben wurden. Dies wäre ohne die großzügige 
Unterstützung unserer Regierungen nicht möglich 
gewesen; um so unverständlicher sei die negative 
Entscheidung des Ministerkomitees des Europarates 
zu dem Vorschlag der Beratenden Versammlung, 
einen Hilfsfonds für die griechischen Demokraten im 
Exil zu gründen. Der Redner appellierte an seine 
Kollegen, ihre Regierungen zu einer Revision dieser 
Entscheidung zu veranlassen und wies auch in der 
Aussprache mit dem Vertreter des Ministerkomitees 
noch einmal auf dieses Anliegen seines Ausschusses 
hin. 

In der Debatte über das Problem der Weiterbildung 
erklärte Abg. Dr. Hermesdorf (CDU/CSU), daß sich 
ein eigenständiger neuer Bildungsbereich zu formie- 
ren beginne, der nicht nur bildungspolitische, son- 
dern vor allem gesellschaftspolitische Aspekte habe 
und immer größere Dimensionen annehmen werde. 
Im neuen Bildungsprogramm der Bundesregierung 
werde diesen Gesichtspunkten bereits weitgehend 
Rechnung getragen. Berufliche Fortbildung, beruf- 
liche Umschulung, politische Bildung und allgemeine 
Erwachsenenbildung seien die wichtigsten Bereiche, 
die nicht nur den Erwerbstätigen neue berufliche 
Chancen eröffnen, sondern auch das Problem der 
Freizeitgestaltung zeitgemäß beeinflussen könnten. 
Die dazu erforderlichen Mittel seien allerdings so 
erheblich, daß nur ein stufenweiser Aufbau disku- 
tabel sei. Die wissenschaftlichen Untersuchungen 
über dieses Gebiet jedoch müßten schon jetzt auf- 
genommen werden. 

Abg. Frau Kee (CDU/CSU) machte in diesem Zu- 
sammenhang auf die Bildungschancen der Frauen 
aufmerksam, die immer noch nicht so angeboten und 
genutzt würden, wie es der Stellung der Frau in der 
modernen Gesellschaft entspräche. Vor allem der 
verheirateten Frau müßten noch mehr Möglichkeiten 
zur Fortbildung gegeben werden, was mit entspre- 
chenden Kursen in Rundfunk und Fernsehen verhält- 
nismäßig leicht zu bewerkstelligen sei. Frau Klee 
legte der Versammlung außerdem einen Bericht über 
das europäische Jugendwerk vor, das zwar seit lan- 
gem geplant und von allen Seiten lebhaft begrüßt 
worden sei, aber trotzdem nur schleppend vorwärts- 
komme. Ein europäischer Jugendfonds werde nicht 
nur eine großzügigere europäische Jugendpolitik 
ermöglichen, sondern einen wesentlichen Beitrag für 
die kommende Einigungspolitik leisten können. 


In der Diskussion des Berichts des Ministerkomitees, 
der von dem holländischen Staatssekretär de Koster 
vorgetragen wurde, fragte Abg. Draeger (CDU/CSU) 
nach der ungleichen haushaltsmäßigen Behandlung 
der Mitglieder der drei europäischen Parlamente, 
und Abg. Pöhler (SPD) nach den Gründen für die 
negative Entscheidung des Ministerkomitees in der 
Frage eines Hilfsfonds für die griechischen Flücht- 
linge. 

In der politischen Debatte, zu der ein Bericht des 
österreichischen Sozialisten Czernetz vorlag, der 
sich vor allem mit den Ost-West-Beziehungen, der 
Erweiterung der EWG und dem Gefahrenbereich im 
Nahen Osten beschäftigte, ergriff der parlamentari- 
sche Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Moersch, 
das Wort, um vor dem Europarat einige Aspekte 
der Ostpolitik der Bundesregierung darzulegen; der 
Europarat habe schon seit Jahren nach Möglich- 
keiten für eine Verbesserung der Beziehungen zu 
den osteuropäischen Staaten gesucht, auch die 
Bundesregierung versuche eine Verständigung mit 
dem Osten, ohne ihre Bemühungen um eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit mit Westeuropa zu vernach- 
lässigen, die sie für eine entscheidende Vorausset- 
zung für weitere Ostkontakte halte. Auch Moskau 
denke nicht an eine einseitige Zusammenarbeit mit 
der Bundesrepublik, sondern mit ganz Westeuropa; 
die Bundesrepublik hole nur das nach, was andere 
westeuropäische Staaten seit Jahren anstreben, näm- 
lich die Normalisierung der Beziehungen zu Ost- 
europa. Die Bundesregierung habe einsehen müssen, 
daß es heute keine Alternative zur Anerkennung des 
territorialen Status quo mehr gebe, sie bestehe aber 
auch darauf, daß der Status von Berlin in den Vierer- 
gesprächen auf befriedigende Weise geregelt werde. 
Auf eine entsprechende Frage von Abg. Blumenfeld 
(CDU/CSU) äußerte Staatssekretär Moersch die Mei- 
nung, manche Westeuropäer hätten in der Vergan- 
genheit auch deshalb Bedenken gegen eine stärkere 
europäischen Integration gehabt, weil sie fürchteten, 
auf diesem Wege Teilhaber an den Auseinander- 
setzungen zwischen den beiden deutschen Staaten zu 
werden; die Gewaltverzichtsvereinbarung könne 
diese Bedenken ausräumen. Uber die Berlinfrage 
lasse sich nichts Konkretes aussagen, solange die 
Vierergespräche nicht stattgefunden hätten. 

Abg. Amrehn (CDU/CSU) warnte vor einem zu gro- 
ßen Optimismus hinsichtlich des deutsch-sowjeti- 
schen Vertrags; vielleicht habe er tatsächlich die 
Folge, daß sich das demokratische Europa unter dem 
Zwang bestimmter Entwicklungen politisch enger 
zusammenschließen werde, aber bis jetzt gebe es 
keinerlei Anzeichen, daß Moskau auf die Breschnew- 
Diktion verzichten wolle, und vor allem habe er sich 
auf die Lage Berlins eher nachteilig ausgewirkt. 
Wenn man von dem Vertrag eine Normalisierung 
der Lage erwarte, dürfe man nicht vergessen, daß 
man sich in Moskau unter Normalisierung etwas 
ganz anderes vorstelle als im Westen, und es sei 
zweifellos das Ziel Moskaus, die europäischen Eini- 
gungsbestrebungen zu bremsen, wenn nicht ganz zu 
verhindern. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) war der Meinung, 
der Moskauer Vertrag sei das logische Resultat eines 
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jahrelangen Entspannungsbedürfnisses, das man 
ohne jede Euphorie betrachten müssen und das man 
solange nicht als geschichtlichen Wendepunkt be- 
zeichnen könne, solange es seine Bewährungsprobe 
nicht bestanden habe; der entscheidende Test aber 
sei das Berlin-Problem. Der Vertrag könne ein nütz- 
liches Instrument sein, wenn er Westeuropa zu ver- 
stärkten Integrationsbemühungen zwinge, denn 
ohne eine gemeinsame westeuropäische Politik 
müsse die geplante Sicherheitspolitik zu einem gran- 
diosen Mißerfolg werden. Der Europarat habe die 
große moralische Verpflichtung, die demokratischen 
Traditionen und die Gesetze der Zivilisation zu ver- 
teidigen, nicht nur innerhalb seiner Mitgliedstaaten, 
sondern überall in der Welt, wo sich Intoleranz, 
Terror und Unmenschlichkeit breitmachen. Um der 
Luftpiraterie ein Ende zu bereiten, bedürfe es einer 
gemeinsamen Aktion aller zivilisierten Staaten-, auch 
demokratische Staaten könnten in Ausnahmesitua- 
tionen nur mit Ausnahmegesetzen reagieren. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) bezweifelte, ob 
bei den Verhandlungen mit Moskau genug für die 
Bundesrepublik und die freie Welt herausgeholt 
wurde; wenn die Sowjetregierung tatsächlich so sehr 
an diesem Vertrag interessiert sei, müsse man sich 
fragen, welche Ziele sie damit verfolge; zweifellos 
wolle sie den Status quo zementieren, eine Hege- 
monialstellung in Europa und Einwirkungsmöglich- 
keiten auf die inneren Verhältnisse der Bundes- 
republik gewinnen. Nur die Vollendung der Integra- 
tion Westeuropas und die Verstärkung der NATO 
könnten die weitere Bedrohung der freien Welt ver- 


hindern, und eine europäische Sicherheitskonferenz 
sei erst dann sinnvoll und vertretbar, wenn Moskau 
echte Beweise seines guten Willens gegeben habe. 

Zum Abschluß der politischen Debatte begrüßte 
Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) als Vorsitzender des 
Politischen Ausschusses den Vorschlag, einen stän- 
digen Ausschuß für Ost-West-Beziehungen ins Leben 
zu rufen, der seinen Sitz in Berlin haben könne. 
Welche Rolle der Europarat in dieser Frage zu spie- 
len habe, müsse noch genau geprüft werden. Die 
Vorgänge im Nahen Osten müßten weiterhin mit 
größter Aufmerksamkeit verfolgt werden; einerseits 
sei Israel ein Teil Europas mitten im Nahen Osten, 
und andererseits müsse das Schicksal der Palästina- 
Flüchtlinge gründlicher als bisher den Westen be- 
schäftigen. 

In der Debatte über den Haushalt des Europarates 
ging Abg. Draeger (CDU/CSU) erneut auf das seit 
10 Jahren ergebnislos diskutierte Problem des Deut- 
schen als Amtssprache des Europarates ein und gab 
der Enttäuschung der deutschsprachigen Delegierten 
Ausdruck, daß noch immer keine Lösung gefunden 
worden sei. Inzwischen sei daraus eine hochpolitische 
Frage geworden, die nicht mit finanziellen und tech- 
nischen Erwägungen aus der Welt zu schaffen sei. 
Da erfreulicherweise nun mit dem Neubau des 
Europahauses begonnen werde, würden auch ge- 
wisse technische Schwierigkeiten in Kürze behoben 
werden können. 

Zum neuen Präsidenten des Politischen Ausschusses 
wurde Abg, Blumenfeld (CDU/CSU) gewählt. 


Bonn, den 28. Oktober 1970 


Dr. Schulz (Berlin) 

Der Stellvertretende Sprecher 


Blumenfeld 

Der Sprecher 
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